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Sehr geehrte Damen und Herren,
im Ärzteblatt Sachsen 9/2002 wurde nach
den Ursachen und Gründen für den Ärzte-
mangel vor allem im Osten gefragt. Nun wer-
den Sie sich sicher fragen, wieso ein Arzt, wel-
cher seinen Tätigkeitsbereich ins Ausland ver-
legt hat, dazu Stellung nimmt. Viele werden
denken, wieder einer der den Osten verlässt
und dann schimpft wie schlecht doch alles sei.
Kurz zu meinem Werdegang: Ich bin in Sach-
sen-Anhalt geboren und habe fast mein gan-
zes bisheriges Leben in Leipzig verbracht.
Ich habe an der Universität Leipzig studiert und
dort auch meine Promotion erfolgreich abge-
schlossen. Vom Mai 2000 bis zum Oktober
2001 arbeitete ich als AiP im Städtischen Kli-
nikum „St. Georg“ in Leipzig, bevor ich
direkt im Anschluss in die Schweiz ging, um
dort eine Assistenzarztstelle anzutreten. Ich
bin seitdem auch weiterhin Mitglied der Säch-
sischen Landesärztekammer.

Die Stelle in der Schweiz hätte ich auch direkt
nach dem Studium antreten können, da hier
die gute und qualifizierte Ausbildung aus
Deutschland geschätzt wird. Aber da ich in
dieser Stadt eine sehr gute Ausbildung ge-
nossen habe, wollte ich mit meinem AiP dem
Staat und auch der Stadt etwas zurückgeben.
Was mich erwartete ist jedem AiP bekannt:
viele unbezahlte Überstunden, schlecht be-
zahlte Nachtdienste und keinerlei Anerkennung
von Seiten des Chefarztes. Oft stellte ich mir
die Frage, wieso ich für 11,50 DM die Stunde
alleine für 150 Patienten zuständig war, an-
schließend weiterarbeiten „durfte“ und zur
Belohnung am Abend nicht einmal pünktlich
nach Hause gehen konnte. Einzig die gute
Ausbildung durch meinen Oberarzt ließ mich
nicht vorzeitig das Land verlassen.

Nun ist in der Schweiz auch nicht alles Gold
was glänzt, und die Arbeitszeiten hier stehen
denen, die ich in Deutschland gewöhnt war,
in nichts nach. Der Unterschied hier ist, dass
gute Arbeit auch gut bezahlt wird und das je-
der, der überdurchschnittlichen Einsatz zeigt,
auch dafür belohnt wird. Sei es finanziell durch
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Ärztemangel
im Licht der Arbeit von A. Bergmann und 
F. Einsle in ÄBS 2/2003 
Neue Wege in der Ausbildung im Fach Allge-
meinmedizin

Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
„Macht mir den Hausarztflügel stark!“ So
könnte die strategische Losung für das ambu-
lante Gesundheitswesen lauten. Schon zu DDR-
Zeiten war mir klar, ohne enge Zusammenar-
beit mit den Hausärzten wären auch meine
Leistungen als Nervenarzt wirkungslos ver-
pufft. Daran dürfte sich nichts geändert haben.
So verfolge ich mit großem Interesse alle Be-
mühungen zur Förderung der Allgemeinme-
dizinerausbildung.

Ein Praktikum Allgemeinmedizin in Lehrpra-
xen für Studenten höherer Semester erschien
mir auf den ersten Blick geeignet, frühzeitig
das Interesse an einer solchen Perspektive zu
wecken. Aber dann stutzte ich. Ich versuchte
mich in unsere Nachwuchsmediziner hinein-
zuversetzen: Könnten mich solche Erfahrun-
gen dazu verführen, die Ausbildung zum All-
gemeinmediziner anzustreben?
In der Arbeit „Neue Wege...“ ist die medizin-
technische Ausstattung der Lehrpraxen auf-
gelistet. Ich muss gestehen, an der Stelle
eines Studenten würde mir bei einem Fünftel
bis zu einem Drittel der Praxen der Schreck

in die Glieder fahren. Dieser umfangreiche
Gerätepark kostet Geld, und sich darauf ein-
zulassen, bedeutet, sich zu verschulden.

Ich sehe ein, dass auch allgemeinmedizinische
Praxen heutzutage über ein EKG verfügen
sollten (bei 100 % der Praxen tatsächlich der
Fall). Die Geräte liefern auch dem nicht spe-
ziell kardiologisch geschulten Arzt eine
brauchbare Grobdiagnose. Sie lassen sich ver-
mutlich befriedigend auslasten und ermögli-
chen eine Vorauswahl vor der Überweisung
zum Internisten. Ähnlich sehe ich es im Falle
des Spirotests (in mehr als 50 % vorhanden).
Aber ich bezweifele, dass sich Langzeit-
Blutdruck-Messgerät, Belastungs-EKG, Sono-
graphie, Ultraschall-Doppler und 24-h-EKG
in einer allgemeinmedizinischen Praxis aus-
lasten lassen, sie können sich gar nicht „rech-
nen“ (es sei denn, man setzte sie zu Lasten
des Punktwerts für alle anderen niedergelas-
senen Ärzte ohne klare Indikation, also miss-
bräuchlich, übermäßig oft ein). Meines Er-
achtens sollten die allgemeinmedizinischen
Fachgesellschaften klar herausarbeiten und
auch den interessierten Studenten zur Kennt-
nis geben, welche apparative Ausstattung in
einer Hausarztpraxis unverzichtbar ist, was
andererseits nur einem kostspieligen Hobby
dienen könnte.

In allen anderen Fachdisziplinen kann der
ärztliche Nachwuchs die Entscheidung zwi-
schen einer Laufbahn im Krankenhaus und
einer Niederlassung in der Regel bis zum
Ende der Facharztausbildung aufschieben.
Der künftige Hausarzt legt sich bereits zu
Beginn seiner Weiterbildung fest. Daher hat
er frühzeitig, möglichst schon als Student, An-
spruch auf Aufklärung über die (finanziellen)
Risiken und Nebenwirkungen der Nieder-
lassung – und auch über Antidote für den
Krisenfall.
Der von Praxisberatern in der Nachwendezeit
verbreitete Mythos ist längst zerstoben, für
die Einrichtung einer Praxis könnte man sich
risikofrei verschulden, spätestens mit dem Er-
lös aus dem Verkauf der Praxis seien die Schul-
den restlos zu begleichen und es bliebe auch
noch ein Zubrot für die Alterssicherung
übrig. Je mehr Praxen in einer Region keinen
Nachfolger finden, um so mehr Arbeit erwar-
tet jeden neu niedergelassenen Arzt. Aber um
so mehr wachsen auch die Befürchtungen,
eines Tages selbst mit einer unveräußerlichen
Praxis auf einem Schuldenberg sitzen zu
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bleiben und mit dem Privatvermögen der
Familie haften zu müssen. Mich jedenfalls
würde eine solche Perspektive abschrecken,
und ich verstehe jeden Jungmediziner, der
von einer solchen Karriere Abstand nimmt.
Aber es könnte anders sein. Wer irgendwo im
Land aus privatem Interesse einen nicht un-
bedingt erforderlichen neuen Imbissstand
einrichtet, der trägt selbstverständlich selbst,
zusammen mit seiner Hausbank, das Schul-
denrisiko. Aber der niedergelassene Arzt? Mit
welchem Recht verlangt man vom ihm, sich
bis zum Hals in Schulden zu stürzen, als wäre
es seine Privatsache, ja ein Privileg, im öffent-
lichen Interesse und im Auftrag öffentlich-
rechtlicher Körperschaften die medizinische
Versorgung einer Region sicherzustellen?
Gefragt ist der Sicherstellungsträger (also ge-
genwärtig die KV), er hat die Zahl der zuge-
lassenen Ärzte nicht nur nach oben, sondern
auch nach unten zu begrenzen. Er hat sicher-
zustellen, das ihre Zahl eine kritische Grenze
nicht unterschreitet, und zwar durch tatkräftige,
auch finanzielle Hilfen, die das Niederlassungs-
risiko zu minimieren vermögen. Gefragt sind
meines Erachtens auch die Gebietskörperschaf-
ten. Aus meiner Sicht gehört es zur Daseins-
vorsorge für ihre Bürger, in ihrem Verant-
wortungsbereich eine ausreichende ärztliche
Besetzung sicherzustellen.

Vermutlich gestatten die gegenwärtig gelten-
den Vorschriften keine praktikable Lösung in
diesem Sinne. Dann wären sie dringend zu
schaffen. Mein Vorschlag: die KV oder die
Kommunen (oder beide gemeinsam) kaufen
die verwaisten Praxen samt Inventar auf und
überlassen sie einem neuen Arzt zur Nutzung,
im Rahmen eines Miet- oder Pachtvertrags,
eines Leasingvertrags mit späterer Kaufop-
tion, zumindest mit einem zinslosen Kredit
und einer Bürgschaft, die die Inanspruchnahme
des Privatvermögens des Arztes ausschließt.
Und auf Wunsch sollte es sogar die Möglich-
keit geben, auch als ambulant tätiger Arzt, frei
vom täglichen Verwaltungsaufwand der
„Unternehmensführung“, als Angestellter
eines öffentlich-rechtlichen oder freigemein-
nützigen Trägers zu arbeiten. Mögliche Va-
rianten werden den Medizinalökonomen und
-juristen sicher einfallen. Aber es muss etwas
geschehen, um den drohenden allgemeinme-
dizinischen Versorgungsnotstand abzuwenden.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. med. Hans Brock

Dr. med. Antje Bergmann
Universitätsklinik Carl Gustav Carus 
der TU Dresden
Medizinische Klinik 
und Poliklinik III,
Lehrbereich Allgemeinmedizin
Fetscherstraße 74
01307 Dresden
Tel. 0351 4582205
Fax 0351 4584309

Herrn Dr. med. Hans Brock
Buchers Garten 1
04860 Torgau

Sehr geehrter Herr Dr. Brock,

vielen Dank für Ihre Zuschrift vom 11. März
2003. Ich gehe als erstes darauf ein, welchen
technischen Standard eine Hausarztpraxis ha-
ben sollte. Über ein EKG sollte jede Hausarzt-
Praxis verfügen. Dies lässt nicht nur Grob-
diagnosen zu, wie Sie schreiben. Ein Allge-
meinmediziner sollte neben dem Erkennen
von lebensbedrohlichen Veränderungen im
EKG (zum Beispiel Infarkt, neu aufgetretene
Tachyarrhythmien) auch über kardiologische
Diagnostik und Therapie häufiger Erkrankun-
gen Bescheid wissen (zum Beispiel: Koronare
Herzkrankheit). In den Akkreditierungsricht-
linien für Akademische Lehrpraxen der Medi-
zinischen Fakultät Carl Gustav Carus ist des-
halb ein EKG in der Praxis eine Soll-Bestim-
mung, das heißt: jede Lehrpraxis muss über
eines verfügen und einsetzen.

Ob sich Spirometrie, Langzeit-Blutdruck-Mes-
sung, Ergometrie im Einzelfall „rechnen“, sei
dahingestellt. Doch für einen versierten und
erfahrenen Allgemeinmediziner können diese
Untersuchungen im Sinne einer optimalen Pa-
tientenversorgung durchaus eine sinnvolle Er-
gänzung der Diagnostik sein. 

Die Situation des Nachwuchses unter den Haus-
ärzten speziell auch in den neuen Bundeslän-
dern ist dramatisch. In einer aktuellen Veröf-
fentlichung der Sächsischen Landesärztekam-
mer wird aufgezeigt, dass in Torgau-Oschatz,
dass heißt in dem Gebiet, in dem Sie wohnen,
48 Prozent der Allgemeinmediziner in den
kommenden acht Jahren in den Ruhestand
gehen werden. In anderen Kreisen sind diese
Zahlen nicht grundsätzlich verschieden: im
Vogtlandkreis sind es 30 Prozent und im
Mittleren Erzgebirgskreis 29 Prozent. Wohin
mit den Patienten aus diesen Praxen? Eine
Übernahme der Patienten durch angrenzende

Hausärzte ist nur im Einzelfall möglich, da in
allen anderen sächsischen Kreisen dieses Pro-
blem in gleicher Weise zutrifft. 47 Hausarzt-
praxen sind zum jetzigen Zeitpunkt unbesetzt.
Wie soll man diesem aktuellen und brisanten
Problem begegnen? 

Auf Seiten der Politik wurde durch eine ver-
änderte Approbationsordnung (am 26. April
2002 vom Bundesrat verabschiedet), die nun
an den einzelnen Fakultäten umgesetzt wer-
den muss, darauf reagiert. Das Fach Allgemein-
medizin wurde enorm gestärkt. So ist zum
Beispiel ein Blockpraktikum vorgeschrieben,
im Praktischen Jahr kann Allgemeinmedizin
gewählt werden. In den Universitäten sind nun
die Professoren und Lehrbeauftragten der
Allgemeinmedizin gefragt, die Studenten für
dieses Fach zu begeistern, es möglichst pra-
xisnah und interessant zu gestalten.

Deshalb gehen auch in Dresden an der Medi-
zinischen Fakultät Carl Gustav Carus die Be-
mühungen in diese Richtung. Das Lehrpraxen-
Projekt ist dabei ein wesentlicher Teil.

Die Studenten dabei „...frühzeitig ...über die
finanziellen Risiken und Nebenwirkungen
der Niederlassung...“ aufzuklären, hat dabei
aber meines Erachtens nur untergeordnete Be-
deutung. Über das Gesundheitswesen im All-
gemeinen und über die ökonomischen Zu-
sammenhänge, die Risiken der freien Nieder-
lassung werden Vorlesungen und Seminare
gehalten. Doch durch die sich ändernden po-
litischen Voraussetzungen spiegeln diese
immer den aktuellen Stand wider. Wenn ein
Student im 9. Fachsemester über Gesundheits-
ökonomie informiert wird, sind es bis zu seiner
eigenen möglichen Niederlassung als Fach-
arzt mindestens noch 6 Jahre, in jedem Fall
mehr als nur eine Regierungsperiode.
Sie schlagen als Ausweg vor, dass die „...KVen
oder die Kommunen ... die verwaisten Praxen...“
kaufen, um dann dem  Arzt zur Verfügung zu
stellen, der Arzt kann auch in „...öffentlich-
rechtlichen oder freigemeinnützigen ...“ Un-
ternehmen angestellt sein.

Diesem ist zu erwidern, dass der Arztberuf
nach der Bundesärztekammer ein freier Beruf
ist, dass heißt eine Anstellung bei einer KV
oder Kasse widerspricht der derzeitigen Be-
rufslage. Ist es nicht eher denkbar, dass im Rah-
men von Ressourceneinsparungen dem dort
angestellten Arzt auch bestimmte Diagnostik


